
Kooperationsmodell zur Forstneuorganisation 
in Baden-Württemberg 

Das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz und die Kommunalen 

Landesverbände (Landkreistag, Städtetag und Gemeindetag) und haben sich auf das 

sogenannte Kooperationsmodell für die zukünftige Forstorganisation im Land verständigt. 

Dieses zeichnet sich durch nachfolgende Eckpunkte aus.  

 Kommunale Waldbesitzer entscheiden, ob sie die Bewirtschaftung ihrer Wälder in

Selbstverwaltung durchführen oder durch die Landesforstverwaltung wahrnehmen

lassen. Die Betreuung durch die Landesforstverwaltung kann wegen des

öffentlichen Interesses an dieser Tätigkeit vergabefrei erfolgen. Wer daher bisher

mit der forstlichen Betreuung durch die Landesforstverwaltung zufrieden war, kann

diese im Kooperationsmodell wie bisher fortsetzen. Das Angebot des Landes erfolgt

zu Gestehungskosten, die um einen Gemeinwohlausgleich reduziert sind.

 Im Rahmen kommunaler Selbstverwaltung kann eine Kommune sowohl eigene

Revierleiter beschäftigen und auf dieser Ebene interkommunal zusammenarbeiten,

als auch ein körperschaftliches Forstamt einrichten oder sich an einem kommunalen

Zusammenschluss beteiligen, der ein körperschaftliches Forstamt bildet. Im Fall der

Selbstverwaltung erhalten die Kommunen einen Gemeinwohlausgleich, der die mit

der besonderen Allgemeinwohlverpflichtung verbundenen Sachkundeanforderungen

an das forstliche Personal und die Auflagen für die Planmäßigkeit der

Bewirtschaftung ausgleicht.

Durch diesen Ansatz wird die kommunale Selbstverwaltung als Alternative zur

Betreuung durch die Forstverwaltung gestärkt, denn sowohl für den Revierdienst mit

eigenem Personal als auch für (gemeinschaftliche) Körperschaftliche Forstämter mit

eigenem Personal erfolgt eine finanzielle Unterstützung durch

Gemeinwohlausgleich. Durch eine Staffelung des Gemeinwohlausgleichs soll

erreicht werden, dass sich große Einheiten bei der Selbstverwaltung bilden. Dieser

gestaffelte Gemeinwohlausgleich gestaltet sich vorbehaltlich der Abstimmung mit

dem Finanzministerium wie folgt: Alle Kommunen, die eigenes Personal

beschäftigen, erhalten einen Grundbetrag von 10 Euro je Hektar Kommunalwald.

Sofern ein körperschaftliches Forstamt eingerichtet wird und dieses mindestens

7.500 Hektar Körperschaftswald bewirtschaftet, erhalten diese

zusammengeschlossenen Kommunen einen Aufschlag von zusätzlich 10 Euro je
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Hektar Kommunalwald. Ab einer Betriebsgröße von 15.000 ha wird der Aufschlag 

wieder reduziert um 5 Euro je Hektar, da den Mehrbelastungen dann 

Effizienzvorteile aufgrund der Betriebsgröße gegenüber stehen. Unabhängig von 

der Betriebsgröße erhält auch ein gemeinsames körperschaftliches Forstamt aller 

Gemeinden eines Landeskreises inklusive des Landkreises selbst den 

Gemeinwohlausgleich (Grund- und Aufschlagsbetrag). Diesem werden vom Land 

zusätzlich die Mittel zur Übernahme der hoheitlichen Aufgaben übertragen. 

 Die Betreuung durch die Landesforstverwaltung umfasst nicht den Holzverkauf. Das 

Land zieht sich aus dem Holzverkauf im Privat- und Kommunalwald vollständig 

zurück und öffnet diesen Bereich für Forstbetriebsgemeinschaften, 

Genossenschaften, kommunale Holzverkaufsstellen oder private Dienstleister. 

 Die Forsteinrichtung als wichtiger Beitrag einer umfassenden Daseinsvorsorge wird  

wie bisher angeboten und finanziert. 

 Die kostenfreie, umfassende Beratung der Waldbesitzer bleibt staatliche Aufgabe 

der unteren Forstbehörden. Die Beratung erfolgt wie bisher durch qualifizierte, 

sachkundige Forstbeamte. 

 Im Privatwald werden mehrjährige Betreuungsverträge mit sachkundigen 

Dienstleistern (untere Forstbehörden, Dritte) direkt gefördert. Zur Vermeidung von 

"weißen Flecken", d.h. ausbleibenden Betreuungsangeboten, gibt es für 

Privatwaldbesitzer unter 5 Hektar eine indirekte Förderung fallweiser 

Betreuungsleistungen zu landeseinheitlichen Sätzen durch die unteren 

Forstbehörden. 

 Forstbetriebsgemeinschaften werden im Ausbau ihres forstlichen 

Leistungsangebots (z.B. Holzverkauf, Angebote von forstlichen Dienstleistungen) 

und auf dem Weg zu ihrer weiteren Professionalisierung unterstützt. Dies fördert die 

Eigenverantwortung der Waldbesitzer. 

 Umfang und Inhalte der direkten Förderung im Privatwald werden gestärkt, dabei 

soll besonderes Augenmerk auf eine waldbesitzerfreundliche Abwicklung von 

Antrags- und Bewilligungsverfahren gerichtet werden. 

Die Arbeit in der neuen Forstorganisation soll am 01.01.2020 aufgenommen werden. Zu 

diesem Zeitpunkt sollen alle gesetzlichen Regelungen in Kraft getreten sein. Dazu ist es 
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erforderlich, dass das Gesetzgebungsverfahren mit zeitlichem Vorlauf abgeschlossen sein 

muss. 


